
Aktuelles zur Qualitätssicherung im Röntgen

Die Qualitätssicherung bei medizinischen 

Strahlenanwendungen ist seit Jahrzehnten 

etabliert, hat aber in jüngerer Zeit wichti-

ge Entwicklungen erfahren, insbesondere 

durch die seit Ende 12/2018 gültige neue 

Strahlenschutzverordnung (StrlSchV). 

Das radiologische Qualitätsmanagement 

ist ein wichtiger Baustein und Vorreiter 

zur Patientensicherheit (siehe dazu auch 

die Serie im HÄBL, S. 678ff) . 

Nachfolgend finden Sie eine kurze Über-

sicht zu den Änderungen im Strahlen-

schutzrecht. Ein weiterführender Artikel 

ist im Internet unter www.laekh.de →
HÄBL 11/2020 abrufbar. Darin finden 

sich spezifische Regelungen für Hessen 

und Ergebnisse aus der Arbeit des Beirats 

der Ärztlichen Stelle für Qualitätssiche-

rung in der Radiologie, Nuklearmedizin 

und Strahlentherapie Hessen (ÄSH). Mit-

glieder des Beirats der ÄSH sind Landes-

ärztekammer, Kassenärztlicher Vereini-

gung, Krankenhausgesellschaft, Ministe-

rien und Aufsichtsbehörden. Die ÄSH  

informiert im Internet unter www.tuev- 

sued.de → aerztliche-stelle-hessen, via 

Kurzlink: https://tinyurl.com/y59ttezw/.

Vorkommnisse

Als neue Vorgabe müssen die medizini-

schen Strahlenanwender ein System zur 

Vermeidung, Erfassung und Bearbeitung 

von Vorkommnissen (unbeabsichtigte 

Strahlenexpositionen) aufbauen und in 

den ÄSH-Prüfungen nachvollziehbar ma-

chen. Dabei kann ein bestehendes Risiko- 

und Qualitätsmanagement helfen. Beson-

dere dosisrelevante Ereignisse werden bei 

den Aufsichtsbehörden meldepflichtig. 

Hierzu findet sich im Anhang der StrlSchV 

ein Kriterienkatalog.

Medizin-Physik-Experten  

und Dosis für das Personal

Medizin-Physik-Experten müssen bei 

Hochdosisarbeitsplätzen in einem defi-

nierten Umfang, insbesondere zur Dosis-

optimierung, herangezogen werden – bei 

Neugeräten bereits jetzt. Bei älteren Com-

putertomographen (CT) oder Angiogra-

phie-Geräten gelten Übergangsbestim-

mungen, wie auch für viele andere neue 

Anforderungen. Auch Strahlenanwendun-

gen im Herzkatheterlabor oder in der Ge-

fäßchirurgie sind betroffen. Die Dosis-

grenzwerte für das Personal bleiben weit-

gehend unverändert, für die Augenlinsen 

wurde der Grenzwert von 150 auf 20 mSv 

pro Jahr gesenkt. Es müssen Maßnahmen 

zur Begrenzung der Dosis von Betreu-

ungs- oder Begleitpersonen erfolgen.

Früherkennung

Zusätzlich zum Mammographie-Scree-

ning können jetzt weitere Früherken-

nungsuntersuchungen vom Bundesamt 

für Strahlenschutz geprüft und anerkannt 

werden, bspw. die Anwendung von Low-

Dose-CTs bezüglich Lungenkrebs. Die 

Strahlenschutzverantwortlichen (SSV) 

benötigen jeweils eine Genehmigung für 

radiologische Früherkennungsverfahren.

Patientendosis, DRW  

und Dosismanagementsysteme

Arbeitsanweisungen inklusive der Stan-

darduntersuchungsparameter sind durch 

die StrlSchV für alle Untersuchungsarten 

notwendig, ebenso wie regelmäßige Do-

sisauswertungen und Vergleiche mit den 

vom Bundesamt für Strahlenschutz veröf-

fentlichten Dosisreferenzwerten (DRW). 

Gründe für hohe Dosiswerte sowie Dosis-

informationen sollen verfügbar und ein-

fach auswertbar sein. Zumindest in größe-

ren radiologischen Abteilungen oder Pra-

xen können die vorgesehenen Aufgaben 

nur mit Dosismanagementsystemen ef-

fektiv und effizient umgesetzt werden. 

Anmeldungen & Dokumentation

Röntgeneinrichtungen und ihre SSV müs-

sen bei Regierungspräsidien und ÄSH an- 

und abgemeldet werden, ebenso eigen-

verantwortlich tätige Röntgenanwender 

wie Belegärzte oder externe Gerätenut-

zer. Vorgaben zur Dokumentation wurden 

teilweise geändert, z. B. zu Aufbewah-

rungsfristen in der technischen Qualitäts-

sicherung. Der Röntgenpass muss nicht 

mehr angeboten werden. Andererseits 

besagt das Strahlenschutzgesetz 

(StrlSchG), dass dem untersuchten Pa-

tienten auf seinen Wunsch eine Abschrift 

der Aufzeichnungen zu überlassen ist. 

Bezgl. der Dosiswerte könnte dies künftig 

auch in digitaler Form erfolgen.

Teleradiologie

In der Teleradiologie wird nicht mehr die 

Gesamtfachkunde im Strahlenschutz, 

sondern nur noch die „erforderliche“ 

Fachkunde aufgeführt, z. B. für ein CT. 

Weitere Anforderungen sind zu beachten 

wie eine verstärkte Einbindung in die klini-

schen Abläufe, zur Verfügbarkeit der Tele-

radiologen oder die Gewährleistung des 

Facharztstandards, z. B. durch qualitäts-

gesicherte Einbeziehung eines Hinter-

grunddienstes.

Ärztliche Stellen und Behörden

Zusätzlich zu den genannten Punkten sol-

len ärztliche Stellen Forschungsvorhaben 

prüfen und die rechtfertigende Indikation 

als einen wesentlichen Faktor zum Strah-

lenschutz heranziehen. Aufsichtsbehör-

den sollen risikobasiert im Abstand von 

ein bis sechs Jahren Prüfungen in den Pra-

xen durchführen. In Hessen wurde auf  

Initiative des Beirats der ÄSH für schwer-

wiegende strittige Prüfungsergebnisse ein 

Schlichtungsausschuss eingeführt, der auf 

Antrag angerufen werden kann.

In den Prüfungen der ÄSH zeigt sich, dass 

sich Qualitätssicherung und Qualitätsma-

nagement (QM) in Radiologie, Nuklear-

medizin und Strahlentherapie auf einem 

sehr hohen Niveau befinden. Das Team 

der ÄSH beantwortet gerne Ihre Fragen. 
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Den ausführlichen Übersichtsartikel 

finden Sie online auf den Internetsei-

ten des HÄBL unter www.laekh.de, 

Ausgabe 11/2020. 
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